
LiechtenfteinerVblksblatt 
Mit den amtlichen Publikationen aus dem Fürstentum Liechtenstein 

Bezugspreise: Liechtenstein und Schweiz jährlich sFr. 27.—, halbjährlich sFr. 14.—, viertel­
jährlich sFr. 7.50 — Vorarlberg jährlich öS 270.—, halbjährlich öS 140.—, vierteljährlich 
öS 72.—, übriges Ausland jährlich sFr. 45.—, halbjährlich sFr. 23.—. Bestellungen nehmen 
eile Postämter und die Verwaltung des «Liechtensteiner Volksblatt» in Schaan entgegen. 
Postschekkonto: 90-2988 St. Gallen — Verwaltung und Redaktion: FL-9494 Schaan, Linden­
platz 119, Tel. (075)2 49 4 9 / 2  49 50 — Druck; Buchdruckerei Gutenberg, FL-9494 Schaan 
(Fürstentum Liechtenstein). Einzelverkaufspreis: sFr.—.30/öS 2.— 

Anzeigenpreise: Einspaltige Millimeterzeile (36 mm) in Liechtenstein: Anzeigen 16 Rap 
pen, Textreklame (74 mm) 50 Rappen. In der Schweiz: Anzeigen 20 Rappen, Textreklame 
50 Rappen. In Vorarlberg und im übrigen Ausland: Anzeigen 21 Rappen, Textreklame 6C 
Rappen — Anzeigenannahme: Für das Fürstentum Liechtenstein: Verwaltung «Liechten­
steiner Volksblatt», Lindenplatz 119, FL-9494 Schaan, Telefon (075) 2 49 49 und 2 4950 
Für die Schweiz und das übrige Ausland: «ASSA», Schweizer Annoncen AG, CH-9001 
St. Gallen, Oberer Graben 3, Telefon (071) 22 26 26 und übrige Zweiggeschäfte der «ASSA» 

AZ — FL-9494 Schaan, Samstag, 13. Februar 1971 Erscheint Dienstag/Mlttwoch/Doimerstag/Samstag 104. Jahrgang — Nr. 22 

Sonntag 
18 Uhr - UKW 

Liechtenstein im Radio 
Im Rahmen der Regionalsendung «Blick 
ins Land» für die Ostschweiz und das 
Fürstentum Liechtenstein wird das 
Schweizer Radio im ersten Programm 
auf UKW am Sonntagabend eine Son­
dersendung zur Volksabstimmung über 
das Frauenstimmrecht am 28. Februar 
ausstrahlen. Der Liechtenstein-Beitrag 
folgt im Anschluss an die Regionalnach­
richten aus dem Studio St.Gallen, kurz 
nach 18.00 Uhr. Die Gesamtleitung liegt 
in den Händen von Fredy Weber. 

Sind Sie für oder gegen das 
Frauenstimmrecht? 

Mit dieser Frage wurde auf den liech­
tensteinischen Strasse und an Stamm­
tischen versucht, ein Stimmungsbild im 
Vorleid der Volksbefragung vom 28.2. 
zu zeichnen. Im Rahmen der Sondersen­
dung Uber das Frauenstimmrecht in 
Liechtenstein hören wir unter anderem 
Interviews mit dem Sekretär des Liech­
tensteinischen Arbeiterverbandes, Eugen 
Büchel, mit der Präsidentin des Anwalts­
vereins, Dr. Marianne Marxer, mit Re­
daktor Hubert Hoch vom «Liechten­
steiner Vaterland», mit dem Präsidenten 
des Liechtensteiner Bauernverbandes, 
Adolf Real und mit S. D. Erbprinz Hans 
Adam von Liechtenstein in dieser Rei­
henfolge. Die Sendung wird mit Einlagen 
der Kabarettistin Susi Kranz ergänzt. 
Für die Gestaltung der 15-Minuten-Sen-
dung zeichnet Walter B. Wohlwend. Die 
Aufnahmetechnik besorgte Xaver Jehle. 
Hier noch einmal die genaue Sendezeit: 
morgen Sonntag um 18.00 Uhr im ersten 
Programm-UKW (Studio St.Gallen). 

TOiTag^Tag 
Mit dem Jahre 1970 ist das offizielle euro-

I päische Naturschutzjahr zu Ende gegangen. 
Trotzdem ergeben sich durch den Schutz und 
zur Erforschung der Flora und Fauna auch für 
die Zukunft eine Reihe wichtiger Aufgaben. 
Uber das Programm, das in den Jahren 1971/72 
im Bereich des Naturschutzes durchgeführt 
werden soll, informieren wir auf Seite 3. Mit 
dem gleichen Thema befassen wir uns auch im 

[Kommentar (Seite 1). 
Besonders mit dem Schutz und der Betreuung 

| von alten Menschen wird sich die «Stiftung für 
das Alter» befassen. Im Mittelpunkt des Tätig-
keitsprogrammes steht die Errichtung eines 
Altersheimes. Uber die konkrete Realisierung, 
Finanzierung und Verwaltung dieses Projektes 
berichten wir in unserem dritten Beitrag zu 

I diesem Thema auf Seite 2. 
Verschiedene Meldungen über das Inland-

I geschehen bringen wir wie gewohnt auf den 
I Seiten 2, 3 und 4. Sie lesen unter anderem einen 
I Hinweis auf das geplante Freizeitzentrum mit 
I Freibad und Erholungsanlagen der Gemeinden 
ITriesen und Balzers und einen Bericht über die 
|Jahresversammlung des Caritasvereins. 

Privatkonto 
plus 
SWISS CHEQUE 
führen zur 

Postvertrag: Erfolgreiche Gespräche! 
Liechtenstein übt Regalrecht für Radio und Fernsehen künftig selbst aus — Die Schweiz betreut unser Post- und Fernmeldewesen weiter! 

rechnungsmodus sich unser Land mit den in 
Liechtenstein erhobenen Hörgebühren an den 
technischen Aufwendungen der Schweizer PTT 
für Liechtenstein beteiligen will. 

Viele technische Probleme 
Wie die beiden Delegationsleiter überein­

stimmend erläuterten, sind im Zuge dieser zwei­
ten Gesprächsrunde erstmals auch viele tech­
nische Probleme im Zusammenhang mit dem 
Radio- und Fernsehregal aufgetaucht. Dr. Diez 

IFnrt«>tiunn ' 

Unsere Aufnahme von der gestrigen Presse­
konferenz zeigt von links nach rechts: Regie­
rungschef-Stellvertreter Dr. Walter Kleber mit 
Botschafter Dr. Emanuel Diez während eines In­
terviews mit dem Schweizer Radio. (Foto: Peter) 

Das Post- und Femmeldewesen unseres Landes ,wir^,.auch in Zukunft von der Schweiz besorgt 
werden! Hingegen wird das Regaffecht im Bereich yon Radio und Fernsehen, das bislang fak­
tisch ebenfalls von der Eidgenossenschaft beansprucht wurde, künftig von Liechtenstein selbst 
ausgeübt werden. — Das sind die wichtigsten Ergebnisse der zweiten Verhandlungsrunde zur 
Revision des schweizerisch-liechtensteinischen Postvertrages aus dem Jahre 1921, die am Mitt­
woch in Vaduz begann und gestern Freitagnachmittag beendet wurde. 

Die liechtensteinische Verhandlungsdelega­
tion mit Regierungschef-Stellvertreter Dr. Wal­
ter Kieber an der Spitze hat damit geschafft, 
was sich weite Kreise der liechtensteinischen 
Bevölkerung erhofft haben: die Anerkennung 
der liechtensteinischen Souveränität im Bereich 
des Radio- und Fernsehregals. 

Wie Vizeregierungschef Dr. Kieber gestern 
mittag in einer gemeinsamen Pressekonferenz 
mit dem Leiter der Schweizer Delegation, Bot­
schafter Dr. E. Diez, erklärte, konnte in den 
dreitägigen Verhandlungen in allen grundsätz­
lichen Fragen Einigkeit zwischen den Delega­
tionen erzielt werden. 

Botschafter Dr. Diez gab zu, dass es in man­
chen Bereichen einfacher gewesen wäre, wenn 
die Schweiz auch das Regalrecht auf dem Sek­
tor von Radio- und Fernsehen ausgeübt hätte, 
setzte aber hinzu, dass es sich hier um einen 
legalen Anspruch unseres politisch selbstän­
digen Staates gehandelt habe. 

Mit den Worten «das Telefon wird auch wei­
terhin funktionieren» leitete Dr. Diez seine Er­
klärung über die Bereitschaft der Schweiz ein, 
auch in Zukunft das Post- und Fernmeldewesen 
in Liechtenstein zu betreuen. Liechtenstein wird 
(wie bisher) die schweizerischen Leistungen 
kostendeckend bezahlen müssen. Dabei wird es 
auf verschiedenen Gebieten neue, höhere An­
sätze geben, über deren Ausmass gestern mit-

Die Beschlüsse vom Dienstag 

Die Fürstliche Regierung hat in ihrer Sitzung 
vom 9. Februar unter anderem folgende Ge­
schäfte behandelt: 
• Die Regierungsvorlage zu einem Schulgesetz 
wird dem Landtag zur Behandlung unterbreitet. 
• Es wird die erste Lesung des Entwurfes für 
ein neues Waffengesetz durchgeführt. 
• Der Gemeinde Mauren wird für die Anschaf­
fung von Schul- und Kindergartenmöbeln eine 
Subvention von 30 Prozent zugesichert. 
• Der Gemeinde Vaduz wird eine 30prozentige 
Subvention für die Erstellung von drei Kinder­
gärten zugesichert. 
• Gemeinde Vaduz: Subventionszusicherung 
von 40 Prozent für die Strassenbeleuchtung 
untere Mühleholzstrasse. 

tag jedoch noch nichts Endgültiges gesagt wer­
den konnte, da sie noch am Nachmittag Be­
standteil der Gespräche waren. 

Dr. Walter Kieber zeigte sich mit dem Ver­
handlungsergebnis zufrieden. Insbesondere er­
wähnte er die Bereitschaft der Schweiz, auch 
weiterhin die post- und fernmeldetechnischen 
Dienste für Liechtenstein zu besorgen, auf die 
unser Land «angewiesen» sei. Dr. Kieber beton­
te, dass es neben Mehrausgaben für unser Land 
aufgrund der Revisionsverhandlungen aber auch 
Mehreinnahmen gebe. Der liechtensteinische 
Delegationsleiter erwähnte hier den Postcheck­
verkehr, an dem unser Land bisher nicht finan­
ziell partizipierte. 

Die Radio- und Fernsehfrage 
Liechtenstein wird das Regalrecht im Bereich 

von Radio und Fernsehen künftig selbst aus­
üben. Das heisst, dass die Radio- und Fernseh­
gebühren nach Abschluss des neuen Vertrages 
vom liechtensteinischen Staat kassiert und all­
fällige Sendekonzessionen von der liechtenstei­
nischen Regierung erteilt werden müssen. Dr. 
Walter Kieber erklärte übereinstimmend mit 
Botschafter Dr. Diez, dass dieses neugewonnene 
liechtensteinische Recht jedoch nur in enger 
Zusammenarbeit mit der Schweiz ausgeübt 
werde. Gegenstand weiterer Gespräche wird 
auch die Frage sein, nach welchem neuen Ab-

Aus der Regierungssitzung 
• Subventionszusicherungen für Kanalisations­
erweiterungen: Gemeinde Mauren: 50 Prozent 
für Pumpwerk-Ziel, II. Teil. Gemeinde Ruggell: 
Unterdorfstrasse (Hauptkanal) 50 Prozent. 
• Der Gemeinde Mauren wird die Restsubven­
tion für die Drainage des Maurer Riets aus­
bezahlt. 
• Gemeinde Schaan: Subventionszusicherung 
für Strassenbeleuchtung Rietle-Rüttile von 40 
Prozent. 
• Gemeinde Vaduz: Subventionszusicherung 
von 40 Prozent für Strassenbeleuchtung Schaa-
nerstrasse. 
• Für die Renovierung des Fastentuches der 
Kirche in Bendern wird dem österreichischen 
Bundesdenkmalamt ein Beitrag von 8000 Fran­
ken bewilligt. 

KOMMENTAR 
Ehe es zu spät ist 

Was eine liechtensteinische Delegation 
im Februar 1970 vom Eröffnungskon-
gress zum europäischen Naturschutzjahr 
aus Strassburg mitbrachte, waren mehr 
als gute Vorsätze. Sie setzte 1m Rahmen 
eines Aktionskomitees zur Aktivierung 
des Natur- und Landschaftsschutzes das 
Signal für eine ganze Reihe verdienst­
vollster Aktionen, die zwischen Ruggel-
Ier Riet und Luziensteig alsbald in die 
Tat umgesetzt wurden: Jugendgruppen 
schwärmten aus, um die Landschaft von 
Zivilisationsabfällen zu reinigen, es gab 
eine ganze Reihe von Fachvorträgen 
und Symposien, konzentrierte Presse­
informationen, ein neues Pflanzenschutz­
plakat, eine Ausstellung Uber Umwelt­
schutz, die ebenso weit über die Gren­
zen unseres Landes hinaus beachtet 
wurde, wie das offizielle Naturschutz­
buch, das an alle Haushaltungen ging. 
Den Löwenanteil der aus den verschie­
denen Aktionen erwachsenden Unkosten 
(etwa 60000 Franken) steuerten Private, 
Industrie und Gemeinden bei. Oer Staat 
zeigte sich mit seinem Anteil von 28000 
Franken bis jetzt eher knauserig, ob­
wohl er durch die Herausgabe einer 
Sondermarke zum Naturschutzjahr be­
stimmt nicht wenig einnahm. — Um so 
erfreulicher ist es, dass das Aktions­
komitee trotz magerer Finanzaussichten 
den Mut hatte, bereits ein neues Ak­
tionsprogramm für die kommenden zwei 
Jahre vorzulegen. Wir verweisen auf 
unseren diesbezüglichen Beitrag auf 
Seite 3 der heutigen Ausgabe. — «Die 
Zerstörung unserer natürlichen Umwelt 
vollzieht sich langsam, unmerklich, 
leise. Stück für Stück untergraben wir 
die Grundlagen unseres Lebens, ohne 
uns darüber Rechenschaft zu geben . . . »  
An diese Worte aus dem Schweizer 
Naturschutzfilm «Ehe es zu spät ist», 
sollte auch unsere Regierung denken, 
von der es  nun weitgehend abhängt, ob 
das neue Sanierungsprogramm im Rah­
men des Umweltschutzes weitergeführt 
werden kann oder nicht. Ehe es zu spät 
istl (wbw) 
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